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Standort 

Förgstraße 23 
86609 Donauwörth 

Telefon / Telefax 

+49 906 7009-0 
+49 906 7009-136 

E-Mail / Internet 

poststelle@wwa-don.bayern.de 
www.wwa-don.bayern.de 

 

Bitte beachten: 
Ab 01.01.2023 entfällt die Postfach-
adresse des Wasserwirtschaftsamtes. 

 

2177: Gemeinde Dasing; 16. FNP-Änderung "Wohnbauflächen Taiting" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu o. g. 16. Änderung des Flächennutzungsplanes erhalten Sie unsere Stellung-
nahme wie folgt: 
 

1 Fachliche Hinweise und Empfehlungen 

1.1 Überflutungen durch wild abfließendes Wasser infolge von Starkregen 

Mit vorliegender Änderung des Flächennutzungsplanes sollen nordwestlich an Taiting 
angrenzende landwirtschaftlichen Flächen bebaut werden. Die geplanten Bauflächen 
erstrecken sich im Endzustand dann von der St.-Emeran-Straße bis zur Ortsverbin-
dungsstraße nach Zahling. Die Ortsverbindungsstraße nach Zahling bildet topogra-
phisch einen Hochpunkt, sodass nach der vollzogenen Bebauung des gesamten Be-
reiches nicht mehr mit wild abfließendem Wasser zu rechnen ist, welches die Orts-
lage von Taiting gefährden kann. Die derzeitig noch bestehenden Fließwege entste-
hend durch die Hanglage der landwirtschaftlichen Flächen werden durch das ge-
plante Baugebiet unterbunden. Dennoch muss bis zur kompletten Bebauung des 
Areals mit wild abfließendem Wasser aus den höher gelegenen, noch nicht bebauten 
Bereichen gerechnet werden. Entsprechende Schutzmaßnahmen an den einzelnen 
Gebäuden sind deshalb vorzusehen.  

Die Entwässerungseinrichtungen sind so auszulegen, dass wild abfließendes Wasser 
schadlos abgeführt werden kann.  

Zum Schutz der einzelnen Gebäude vor o. g. wild abfließendem Wasser sind ggf. 
Objektschutzmaßnahmen vorzusehen. Öffnungen in den Gebäuden sind so zu ge-
stalten, dass o. g. wild abfließendes Wasser nicht eindringen kann. 
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Vorschlag für Festsetzungen 

„Gebäude, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, sind bis 
25 cm über Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen 
oberflächlich abfließendes Wasser nicht eindringen kann.“  

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

„Schutz vor Überflutungen infolge von Starkregen:“  

„Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsorge-
maßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 
Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von 
mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante/ über Gelände wird empfohlen. Keller-
fenster sowie Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/ oder mit Aufkan-
tungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden.“   

 

1.2 Grundwasser 

Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. 

1.3 Altlasten und Bodenschutz  

1.3.1 Altlasten und schädliche Bodenveränderungen 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster 
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.  

Sofern Altlasten und / oder schädliche Bodenveränderungen im Planungsbereich vorliegen, 
stehen diese unter Umständen in Konflikt mit der geplanten Bebauung. Für Informationen 
bezüglich (weiterer) Altlasten, schädlicher Bodenveränderungen oder entsprechender Ver-
dachtsflächen im Bebauungsplangebiet ist die zuständige Kreisverwaltungsbehörde anzufra-
gen. 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwal-
tungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1 und 12 Abs. 
2 BayBodSchG).“ 

1.3.2 Vorsorgender Bodenschutz 

Bei der Aufstellung von Flächennutzungsplänen ist die Bodenschutzklausel gem. § 1a Abs. 2 
Satz 1 BauGB zu beachten; zudem sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die Belange des Um-
weltschutzes und damit auch die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu berücksichti-
gen. Zur Durchführung der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 Satz 1 i. Verb. m. Anl. 1 Nr. 2a 
BauGB müssen die im Plangebiet vorkommenden Bodentypen benannt und deren natürliche 
Bodenfunktionen (§ 2 BBodSchG) bewertet werden.  

Böden, die die natürlichen Bodenfunktionen oder die Funktion als Standort für landwirtschaft-
liche Nutzfläche (natürliche Ertragsfähigkeit) in besonderer Weise erfüllen, sind zu berück-
sichtigen und die Planung auf weniger wertvolle Böden zu lenken. Im Sinne des Grundsatzes 
1.3.1 des Landesentwicklungsplans 2020 („Erhalt und die Schaffung natürlicher Speicher-
möglichkeiten für Kohlendioxid und anderer Treibhausgase“) ist bei humusreichen Böden 
(insb. Moorböden) auch die Speicherfunktion für Kohlendioxid zu berücksichtigen. Ggf. vor-
handene geogene oder großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen sind zu berück-
sichtigen. Darüber hinaus sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen. 
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Es wird empfohlen, für die Bodenfunktionsbewertung einen qualifizierten Fachgutachter zu 
beauftragen. 

Vorschläge für Hinweise zum Plan: 

„Um eine vollständige Bewertung des Schutzgutes Boden durchführen zu kön-
nen, wird für die Bodenteilfunktionen auf die Karten im UmweltAltlas verwie-
sen. Aktuelle Bodenkennwerte und Vektordatensätze können bei der Daten-
stelle des LfU angefragt werden. Für die Gesamtbewertung der Bodenfunktio-
nen ist nach Leitfaden „Das Schutzgut Boden in der Planung“ die Tabelle I/7 
Matrix zur Gesamtbewertung von Böden vorzugehen. Die Erstauswertung über 
„Standortauskunft“ im UmweltAltlas darf nicht mit den Bodenfunktionsbewer-
tungskarten gleichgesetzt werden.“ 

1.4 Abwasserentsorgung 

1.4.1 Allgemeines 

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist vor Verwirklichung des Bebauungspla-
nes fortzuschreiben.  

1.4.2 Häusliches Schmutzwasser  

Das bestehende Kanalnetz kann die aus dem Baugebiet abzuleitenden Abwassermengen 
mglw. nur bedingt oder nicht mehr aufnehmen. Die Leistungsfähigkeit ist zu überprüfen und 
bei Bedarf anzupassen. 

Über den Zustand und den ordnungsgemäßen Betrieb der Kanalisation liegen dem Wasser-
wirtschaftsamt wegen Fehlens des Kanalkatasters (Art. 54 BayWG) und fehlender bzw. un-
vollständiger Jahresberichte über die Eigenüberwachung der Kanalisation und Sonderbau-
werke keine Informationen vor. Deshalb können zur ordnungsgemäßen Erschließung keine 
Aussagen getroffen werden. Entsprechende Nachweise sind vor Weiterführung des Bauleit-
planverfahrens zu erbringen.  

1.4.3 Niederschlagswasser 

Das bestehende Regenwasserkanalnetz kann die aus dem Baugebiet abzuleitenden Nieder-
schlagsmengen mglw. nur bedingt oder nicht mehr aufnehmen. Die Leistungsfähigkeit ist zu 
überprüfen und bei Bedarf anzupassen. 

Der Bauleitplanung muss eine Erschließungskonzeption zugrunde liegen, nach der das an-
fallende Niederschlagswasser schadlos beseitigt werden kann.  

Bei der Konzeption der Niederschlagswasserbeseitigung ist auf den Erhalt der natürlichen 
Wasserbilanz zum unbebauten Zustand zu achten (vgl. Arbeitsblatt DWA-A 102-1 und 2 / 
BWK-A 3-1 und 2 sowie DWA-M 102-4 / BWK-A 3-4). Daher sollte das Niederschlagswasser 
nach Möglichkeit ortsnah versickert werden, sofern dem weder wasserrechtliche noch sons-
tige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist hierzu mittels Sickertest exemplarisch an reprä-
sentativen Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen. 

Schützende Deckschichten dürfen nicht durchstoßen werden. Bei schwierigen hydrologi-
schen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzierung und Rückhaltung des Re-
genwasseranfalles (z. B. durch Gründächer) genutzt werden. 

Wir empfehlen, bei der Aufstellung der Erschließungskonzeption frühzeitig alle Fachrichtun-
gen (u. a. Naturschutz, Straßenbau, Wasserwirtschaft, Landschaftsplanung) einzubeziehen. 

Die Kommune ist zur Beseitigung des Niederschlagswassers verpflichtet. Sie kann dem ein-
zelnen Grundstückseigentümer das Benutzungsrecht der öffentlichen Anlagen nur dann ver-
sagen, soweit ihm eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlagswas-
ser ordnungsgemäß möglich ist.  
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Auf die notwendige weitergehende Vorbehandlung von Niederschlagswasser von Metalldä-
chern wird hingewiesen.  

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer ist eine quantitative Beurteilung 
nach LfU Merkblatt 4.4/22 / DWA-A 102, Teil 2 erforderlich. Sofern diese ergibt, dass vor Ein-
leitung eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu erforderlichen Rückhalteflächen im Be-
bauungsplan festzusetzen. Wir erinnern daran, dass schon für die in Taiting bereits beste-
henden Niederschlagswasser-Einleitungen Drosselung erforderlich ist (gemäß wasserrechtli-
cher Erlaubnis des Landratsamts Aichach-Friedberg vom 27.10.2020, Gz. 62-641-2/2.3-
2229, ab 1.01.2024). 

Vorschlag zur Änderung des Plans:  

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von Nieder-
schlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption).  

Vorschlag für Festsetzungen 

„Bei Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sind für die Oberflächenbefestigung 
und deren Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder 
gleich 0,7 zu verwenden, wie z. B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, was-
ser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, was-
sergebundene Decke.“ 

„Flachdächer (0 Grad - 15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60% der 
Dachflächen - ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer 
Substratschicht von mindestens 8 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflan-
zen und so zu unterhalten. Ausnahmen für Anlagen zur Gewinnung von Solar-
energie können zugelassen werden.“ 

„Gering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flächen 
ist bevorzugt auf den Baugrundstücken zu versickern. Die Versickerung soll 
dann vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mächtige be-
wachsene Oberbodenzone erfolgen. Niederschlagswasser, welches nicht auf 
Grundstücken, auf denen es anfällt, versickert oder als Brauchwasser genutzt 
werden kann, ist ggf. gepuffert direkt in ein Gewässer oder nach den Maßgaben 
der kommunalen Entwässerungssatzung in einen öffentlichen Regenwasserka-
nal einzuleiten.“ 

Vorschlag für Hinweise zum Plan:  

„Anlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass 
der Wasserabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abfluss-
hindernissen frei zu halten. Überbauen oder Verfüllen, Anpflanzungen, Zäune 
sowie die Lagerung von Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss behindern 
oder fortgeschwemmt werden können, sind unzulässig. Für die Versickerung 
vorgesehene Flächen sind vor Verdichtung zu schützen. Deshalb sind die Abla-
gerung von Baumaterialien, Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen 
bereits während der Bauzeit nicht zulässig.“  

„Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbenut-
zungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde 
erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei Einleitungen in oberirdi-
sche Gewässer die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs nach § 25 WHG in 
Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische Regeln 
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdi-
sche Gewässer) und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die Vo-
raussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV (Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für 
das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser) erfüllt sind.“ 
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„Bei der Erstellung der Wohnbebauung und der Grundstücksgestaltung (Zu-
gänge, Lichtschächte, Einfahrten etc.) ist die Rückstauebene zu beachten. Un-
ter der Rückstauebene liegende Räume und Entwässerungseinrichtungen 
(auch Dränanlagen, sofern zulässig) müssen gegen Rückstau aus der Kanalisa-
tion gesichert werden.“ 

 

2 Zusammenfassung 

Gegen den Bebauungsplan bestehen keine grundlegenden wasserwirtschaftlichen Beden-
ken, wenn obige Ausführungen berücksichtigt werden.  

Für eine abschließende Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes im Rahmen des ver-
mutlich folgenden Verfahrens für einen Bebauungsplan empfehlen wir die Erstellung folgen-
der Unterlagen samt Einarbeitung der Ergebnisse:  

• Erschließungskonzeption mit Überprüfung ausreichender Kapazitäten für die Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung einschließlich Niederschlagswasserentsorgung 

• Bodengutachten, d. h. Untersuchungen der Eigenschaften, Empfindlichkeit und Be-
lastbarkeit von Böden sowie des Grades der Funktionserfüllung und der Versicke-
rungsfähigkeit 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Susan Aktaş 
BR‘ in 
 
Verteiler: 

Landratsamt Aichach-Friedberg mit der Bitte um Kenntnisnahme 


